
MW  Hannover, den 22. April 2026 

Stellungnahme zum Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes 

 
Der Referentenentwurf zum Unternehmensstatistikreformgesetz verfolgt zwei zentrale 
Ziele: den Abbau bürokratischer Belastungen und die Modernisierung der 
Unternehmensstatistiken. Hierzu werden mehrere nationale Erhebungen gestrichen, 
soweit sie über EU-Anforderungen hinausgehen. Zugleich schafft der Entwurf die 
Grundlage für einen grundlegenden Systemwechsel hin zu einem einheitlichen, 
effizienteren und wirtschaftsnahen Statistiksystem auf Basis „statistischer Unternehmen“. 
Dabei sollen verstärkt Verwaltungsdaten genutzt werden, was auch Veränderungen im 
regionalstatistischen Datenangebot mit sich bringt. Das Reformvorhaben wird aus 
fachstatistischer Sicht ausdrücklich unterstützt, jedoch werden einzelne Punkte als kritisch 
angesehen. 
 
Dies vorausgestellt wird zu den einzelnen Artikeln wie folgt Stellung genommen: 
 
Artikel 1: (Inkrafttreten: am Tag nach der Verkündung) 

Nummer 2:  

Bei Unternehmen, die Erd- oder Erdölgas gewinnen oder Erd- oder Erdölgasleitungen 
erstellen oder betreiben wird die Investitionserhebung gestrichen. Für diese Einheiten gibt 
es dann keine Informationen hinsichtlich ihrer Investitionstätigkeit mehr. Daraus folgt auch, 
dass diese Daten nicht mehr für den Arbeitskreis (AK) Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnungen (VGR) der Länder bereitstehen, welcher die Investitionsdaten unter 
anderem zur Berechnung der regionalen Bruttowertschöpfung benötigt. Die Streichung 
der Investitionserhebung wird daher aus fachstatistischer Sicht abgelehnt. 
 
 

Artikel 2: (Inkrafttreten: 1.1.2027) 

Nummer 1: 

a) Das Merkmal „Auftragsbestand“ wird gestrichen. Dieses Merkmal ist für die Betriebe sehr 
schwer zu erfassen und verursacht einen Mehraufwand. Um die Belastung der Betriebe 
zu minimieren, ist die Streichung des Merkmals tragbar. Häufiger nachgefragt werden 
Ergebnisse nach dem Auftragseingang. Dieser bleibt davon unberührt. 

b) Es wird ins Gesetz die Abschneidegrenze von „mit 10 und mehr tätigen Personen“ 
aufgenommen für die vierteljährliche Produktionsstatistik. Diese Präzisierung ist zu 
befürworten, da nun auch aus dem Gesetz eindeutig herauslesbar ist, welche Betriebe 
betroffen sind. 

c) Ergänzend wird aufgenommen, dass eine Erhebung unter der in b) genannten 
Abschneidegrenze auch dann möglich ist, wenn Betriebe unter 10 tätigen Personen mehr 
als ein Viertel des gesamten Umsatzes eines Wirtschaftszweigs ausmachen. Es wird 
davon ausgegangen, dass damit gemeint ist, dass der Anteil des Umsatzes im 
Wirtschaftszweig für Deutschland gilt und nicht separat für die einzelnen Bundesländer. 
Fraglich ist, welches Jahr hierfür als Ausgangsbasis herangezogen wird. Anbieten würde 
sich das Basisjahr, welches sich alle fünf Jahre ändert. Da auch die Anpassungen alle fünf 
Jahre erfolgen sollen, wäre dies sinnvoll. Gegebenenfalls könnte eine Klarstellung 
zumindest in der Gesetzesbegründung angeregt werden. 
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Positiv hervorzuheben ist, dass die Investitionserhebungen in ihrer aktuellen Form vorerst 
erhalten bleiben. Die Investitionserhebungen bilden die entscheidende Grundlage für die 
Berechnung der regionalen Bruttowertschöpfung im Rahmen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen. Diese Daten müssen bis auf Kreisebene an EuroStat geliefert 
werden. Darüber hinaus werden die Investitionserhebungen auch zur Berechnung der 
Bruttoanlageinvestitionen verwendet, für die eine Lieferverpflichtung gegenüber Eurostat 
auf NUTS 2-Ebene besteht. 

Nummer 2: 

Das Merkmal Umsatzsteuer soll wegfallen. Dieses Merkmal ist aber sehr wichtig bei der 
Erhebung, insbesondere, wenn die Unternehmen zu umsatzsteuerlichen Organkreisen 
gehören. Ist ein befragtes Unternehmen Mitglied in einem steuerlichen Organkreis, so 
liegen der amtlichen Statistik keine Angaben zu Umsätzen aus den Verwaltungsdaten der 
Finanzämter vor. Damit kann nicht eingeschätzt werden, in welche Größenklasse dieses 
Unternehmen fällt. Fällt dieses Merkmal weg, fehlen wichtige Kenngrößen für das 
statistische Unternehmensregister, welches jedem Unternehmen einen Umsatz zuweist. 
Die Zahl der Schätzungen und damit Unsicherheiten wird dadurch größer. Die Streichung 
des Merkmals Umsatzsteuer wird aus fachstatistischer Sicht abgelehnt. 

Nummer 3: 

a) Gestrichen wird die vierteljährliche Erhebung zum „Auftragsbestand“ im Baugewerbe 
sowie die Umsatzgabe für das vorangegangene Jahr. Durch die Streichung des 
Auftragsbestands entsteht ein verzerrtes Bild der konjunkturellen Lage im 
Bauhauptgewerbe. Für die nationalen Bauindustrieverbände ist der Auftragsbestand sehr 
wichtig, um die konjunkturelle Lage im Baugewerbe umfassend beurteilen zu können. 
Diese Informationen fehlen dann gänzlich und erschweren die Beurteilung der 
konjunkturellen Lage im Bauhauptgewerbe. Die Streichung wird abgelehnt. Ebenfalls 
wegfallen soll das Merkmal „Umsatz für das vorhergehende Jahr“. Siehe hierzu die 
Anmerkungen unter Nummer 2 a). 

b) Die Ergänzungserhebung im Baugewerbe wird komplett gestrichen. 
 

c) Die Zusatzerhebung im Ausbaugewerbe fällt weg. 

Die Streichung dieser beiden Strukturerhebungen bedeutet, dass keinerlei Aussagen zu 
Unternehmen im Baugewerbe gemacht werden können, die weniger als 20 Beschäftigte 
bzw. im Ausbaugewerbe, die zwischen 10 und 19 Beschäftigten aufweisen. Dies führt 
dazu, dass für mehr als zwei Drittel des niedersächsischen Baugewerbes keine Aussagen 
mehr zu deren Wirtschaftsstruktur möglich sind. 

Es fehlen für kleine Betriebe dann Aussagen zu folgenden Merkmalen: 

- Anzahl der tätigen Personen nach Stellung im Beruf (Bauhauptgewerbe) 

- Anzahl tätiger InhaberInnen, mithelfender Familienangehöriger, kaufmännisch 
Angestellte und Auszubildende (Ausbaugewerbe) 

- Entgelte 

- Geleistete Arbeitsstunden (Bauhauptgewerbe und Ausbaugewerbe) 
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- Umsätze nach Bausparten (Bauhauptgewerbe) 

- Baugewerblicher bzw. ausbaugewerblicher Umsatz 

Diese kleinen Unternehmen sind damit statistisch unsichtbar und es ist nicht mehr 
gewährleistet, die Wirtschaftsstruktur im Bauhaupt- und Ausbaugewerbe korrekt 
abzubilden. Eine Streichung dieser Statistiken bedeutet zwangsläufig, dass regionale 
Auswertung gar nicht mehr oder nur eingeschränkt möglich sind und es gibt Brüche in 
langen Zeitreihen sowie Informationsverluste. Betroffen ist auch das 
Forschungsdatenzentrum des Landesamtes für Statistik Niedersachsen (LSN), welches 
dann keine Informationen mehr für kleine Unternehmen und Betriebe für die Forschung 
und Wissenschaft zur Verfügung stellen kann. 

Darüber hinaus ist auch die Qualität der VGR betroffen, da diese nun keine verlässlichen 
Angaben für den Großteil der Unternehmen im Baugewerbe hat und damit den Beitrag 
dieses Wirtschafts-bereichs zum Bruttoinlandprodukt (BIP) und zur Bruttowertschätzung 
(BWS) schätzen muss. 

Von der kompletten Streichung der beiden Strukturerhebung im Baugewerbe wird 
dringend abgeraten. Stattdessen sollte ein Stichprobenkonzept überlegt werden. Dies 
ermöglicht, dass weniger Unternehmen als im Moment belastet werden und führt damit zu 
einer Reduktion von Berichts-pflichten und im Gegenzug gewährt es nach wie vor, dass 
qualitativ hochwertige Ergebnisse zur Struktur des Baugewerbes bereitgestellt werden 
können. 

Es ist auch nicht zielführend, die Strukturstatistiken im Baugewerbe auszusetzen und 
diese dann im neuen System der Unternehmensstatistiken wieder mit aufzunehmen. Da 
es zukünftig eine bereichsübergreifende Strukturstatistik geben soll, werden dann auch 
wieder Angaben zum Bauhauptgewerbe und Ausbaugewerbe erfragt. Die entstehende 
Datenlücke und der Bruch in den Zeitreihen muss dringend vermieden werden. 

Nummer 4: Das Merkmal Nummer 7, die Umsatzsteuer, soll wegfallen. Siehe hierzu die 
Anmerkungen unter Nummer 2 a). 

Nummer 5: Es wird zukünftig auf die Befragung fachlicher Unternehmensteile verzichtet. 
Der Informationsverlust ist tragbar. Die Investitionserhebungen bei Unternehmen, die Erd- 
oder Erdölgas gewinnen oder Erd- oder Erdölgasleitungen erstellen oder betreiben fallen 
weg (siehe auch Stellungnahme zu Artikel 1, Nummer 2). 

Nummer 6: Die Untergliederung nach fachlichen Teilen wird aufgehoben und nicht mehr 
erhoben. Der Informationsverlust ist tragbar. 

 
Artikel 3: (Inkrafttreten: 1.1.2031) 

Tritt in Kraft, wenn die Voruntersuchungen erfolgreich sind. Siehe S. 1 Referentenentwurf, 
3. Absatz: „Ferner werden für die Regelungen in Artikel 3, mit denen die Streichung des 
Jahresberichts für Betriebe im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe sowie die in der 
föderalen Modernisierungsagenda vereinbarte Streichung der Investitionserhebung bei 
Betrieben im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe vorgesehen sind, 
Voruntersuchungen angeordnet. Die Änderungen sollen daher erst für das Berichtsjahr 
2030 gelten. Die dafür notwendigen Erhebungen werden ab 2031 durchgeführt, weshalb 
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das Inkrafttreten dieser Regelungen zum 01.01.2031 vorgesehen ist. Sollten die 
Untersuchungen zu dem Ergebnis kommen, dass die Umsetzung methodisch nicht 
realisierbar ist oder zusätzliche Bürokratiekosten verursachen würde, werden diese 
Regelungen vor Inkrafttreten in einem weiteren Gesetz ausgesetzt.“ 

Hier ist abzuwarten, was die Testuntersuchungen im Rahmen des Artikel 11 dieses 
Referentenentwurfs ergeben. Erst dann kann entschieden werden, ob der Jahresbericht 
für Betriebe sowie die Investitionserhebung im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 
gestrichen werden kann. 

 
Artikel 5 (Inkrafttreten zum 01.01.2027) 

Vorgesehen sind Änderungen zweier Angaben in § 11 Absatz 3 Satz 2 Handels- und 
Dienstleistungsstatistikgesetzes. Die Befreiung von Existenzgründerinnen und -gründern 
von der Auskunftspflicht wird von bisher zwei auf dann drei Jahre nach Existenzgründung 
ausgeweitet. Der erzielte Jahresumsatz muss eine Millionen Euro übersteigen. Diese 
Anpassung ist unkritisch. 

 
Artikel 6 (Inkrafttreten: Tag nach der Verkündung) 

In § 6 des Gesetzes über die Statistik zu globalen Wertschöpfungsketten wird nach Absatz 1 Satz 
1 „Erhebungsmerkmale sind die Merkmale zu dem Thema „globale Wertschöpfungsketten“ 
nach der Verordnung (EU) 2019/2152 in der jeweils geltenden Fassung sowie nach der 
Durchführungsverordnung (EU) 2022/918 in der jeweils geltenden Fassung.“ ein 2. Satz 
angefügt: „Ausgenommen hiervon sind das Merkmal „Zahl der Lohn- und Gehaltsempfänger 
und Selbstständigen“ gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2022/918 sowie alle 
Merkmale, die in dieser Verordnung als freiwillig gekennzeichnet sind.“ Diese Anpassung ist 
unkritisch. 

 
Artikel 7: (Inkrafttreten: Tag nach der Verkündung) 

Die Anpassung ist zu begrüßen. Die Löschvorgabe wird gestrichen und ermöglicht damit 
die langjährige Analyse von Verdienstverläufen. 

 
Artikel 8: (Inkrafttreten: Tag nach der Verkündung) 

Nummer 2: Es werden Identifikatoren ergänzt. Dies ist sehr hilfreich bei der 
Datenverknüpfung.  
Artikel 9 (Inkrafttreten: Tag nach der Verkündung) 

§ 3 Absatz 2 des Beherbergungsstatistikgesetzes wird neu gefasst. Danach erstrecken 
sich die Erhebungen nur noch auf die folgenden Wirtschaftszweige: 

1. 55.1 – Hotels, Gasthöfe und Pensionen, 
2. 55.2 – Ferienunterkünfte und ähnliche Beherbergungsstätten, 
3. 55.3 – Campingplätze, 
4. 55.4 – Vermittlungstätigkeiten für Beherbergungsdienstleistungen.“ 

Das bedeutet, dass die bisherige Befragung von Vorsorge- und Reha-Kliniken (WZ 86.1) 
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und Schulungsheimen (WZ 85.5) entfällt. Dies würde einen eklatanten Bruch in den 
Zeitreihen der niedersächsischen (und auch bundesweiten) Übernachtungszahlen nach 
sich ziehen und bei den Datennutzenden auf wenig Akzeptanz stoßen. Konkret würden, 
bezogen auf das Jahr 2025, in Niedersachsen 11,3% bei Reha-Kliniken und 1,5% bei 
Schulungsheimen von den Übernachtungen insgesamt wegbrechen. Von den 
Beherbergungsbetrieben insgesamt würden 1,9% Reha-Kliniken und 1,5% 
Schulungsheime von Berichtspflichten zur Monatserhebung im Tourismus entlastet 
werden. Da es sich bei diesen Betriebsarten zumeist um größere Einheiten handelt, die 
über eigene EDV-Systeme verfügen, ist die Belastung durch die Auskunftspflicht eher 
geringer, als bei kleineren berichtspflichtigen Einheiten. 

Auf regionaler Ebene dürfte vor allem in den Prädikatsgemeinden ein Wegfall der beiden 
Betriebsarten noch deutlich stärker zu Buche schlagen. Dies hat auch finanzielle 
Auswirkungen, z.B. werden Mitgliedsbeiträge der Tourismusverbände anhand der Daten 
berechnet bzw. richtet sich die Kurabgabe danach. Der Tourismus in kleinen Kommunen 
mit großen Reha-Kliniken würde durch den Wegfall dieser Übernachtungszahlen deutlich 
unterschätzt werden, was sich wiederum auf Infrastrukturplanungen auswirken kann. 

Aus Sicht der Tourismuswirtschaft dürfte die Streichung der beiden WZ insgesamt 
Nachteile mit sich bringen, da die Übernachtungszahlen auf Gemeindeebene teils deutlich 
sinken würden und keine Vergleichbarkeit mehr mit Vorjahren gegeben wäre. Statistikseitig 
müssten die zwei Betriebsarten folglich zumindest bei den Übernachtungen rückwirkend 
herausgerechnet werden. Das könnte mit Blick auf die Geheimhaltung auf 
Gemeindeebene problematisch werden. Die vorgesehene Streichung der beiden WZ wird 
sehr kritisch gesehen und nicht unterstützt. 
 
Artikel 10 (Inkrafttreten: 01.01.2027) 

In §3 des Gesetzes über die Kostenstrukturstatistik fällt der Absatz 2 zukünftig weg. Auch 
wenn das Bundesamt diese zentrale Erhebung durchführt, wird davon ausgegangen, dass 
die Streichung unkritisch ist. Abzuwarten ist hier aber die Stellungnahme des AK VGR der 
Länder, der diese Daten verarbeitet. 
 
Artikel 11 SysdUVorbG (Inkrafttreten: Tag nach der Verkündung) 

§2 Abs. 1 und Abs. 2 sehen vor, dass das Statistische Bundesamt im Benehmen mit den 
statistischen Ämtern das neue System der Unternehmensstatistik methodisch vorbereitet 
und dazu unter Beteiligung der statistischen Ämter der Länder freiwillige Erhebungen 
durchgeführt werden. Es geht jedoch nicht nur um das Benehmen, sondern um die aktive 
Mitarbeit seitens der statistischen Landesämter und eine Abstimmung, wie das künftige 
System mit Blick auf die regionalen Datenangebote aussehen sollte, denn hier verfügen 
die statistischen Landesämter über besondere Expertise. Dies sollte im Gesetz bzw. in 
der Gesetzesbegründung deutlicher herauskommen. 

§3 sieht die Nutzung der Daten des Bundesanzeigers vor. Es ist sehr wichtig für die 
amtliche Statistik, dass diese Datenquelle endlich erschlossen wird. Sie bietet das 
Potenzial viele Angaben für die amtliche Statistik zu nutzen, die dann nicht mehr primär 
erhoben werden müssen. Um die Qualität beurteilen zu können, ist es daher unerlässlich 
diese Daten für Zwecke der amtlichen Statistik zu testen. Ergänzt werden sollte das 
Stichtagsdatum, idealerweise der 31.12. eines Jahres. Auch reicht eine einmalige 



MW  Hannover, den 22. April 2026 

Datenlieferung, wie in Abs. 1 vorgesehen, nicht aus, um die Datenqualität zu beurteilen. 
Einerseits sollen die Testerhebungen über zwei Jahre laufen, im Kalenderjahr 2026 sind 
große Unternehmen bzw. Konzerne zu testen und im Kalenderjahr 2027 sind kleine und 
mittlere Unternehmen in Testerhebungen zu konsultieren. Daher sind mindestens zwei 
Datenlieferungen seitens des Bundesanzeigers unerlässlich. Außerdem ermöglicht dies 
einen Vergleich zwischen den Jahren, z.B. ob die Daten verlässlich jedes Jahr in 
derselben Qualität vorliegen. Erst dann kann beurteilt werden, ob die Daten den 
Qualitätskriterien der amtlichen Statistik genügen. 

§4 sieht die Übermittlung von Daten zu Entgelten der Bundesagentur für Arbeit vor. Das 
Merkmal „Entgelte“ wird in vielen Unternehmensstatistiken erhoben. Die Untersuchung 
soll testen, ob die Entgelte der BA als Merkmal dienen können und dies nicht mehr bei 
den Unternehmen erfragt werden muss. Warum auch hier nur eine einmalige 
Datenlieferung vorgesehen ist, erschließt sich nicht. Siehe hierzu die Argumente zu §3. 
 
§5 sieht die Übermittlung von Daten des Transparenzregisters vor. Diese Quelle ist 
wichtig, um Informationen über Kontrollbeziehungen zu erhalten, damit 
Unternehmensgruppen identifiziert werden können. Dies ist die Grundlage zur Bildung 
komplexer statistischer Unternehmen, die im zukünftigen System der 
Unternehmensstatistiken befragt werden sollen. Dafür ist ein vollständiges Abbild der 
Abhängigkeiten zwischen Rechtlichen Einheiten unerlässlich. 

Auch hier sollte der Stichtag 31.12. gewählt und ergänzt werden. Außerdem sollte nicht 
nur eine Datenlieferung erfolgen. Siehe hierzu die Argumentation unter §3. 

 
Fazit: 

Die Anpassungen an den Statistikgesetzen erfolgen in der Regel zum 01.01.2027. Die 
Reduktion der Statistikbelastung für Unternehmen und Betriebe wird grundsätzlich 
begrüßt. Eine vollständige Streichung ganzer Statistiken und damit der Totalverlust einer 
Datengrundlage erscheint jedoch bei der Wichtigkeit von Wirtschaftsdaten nicht 
zielführend, wenn die Lage eines Wirtschaftsbereichs beurteilt werden soll. Ein 
ersatzloses Wegfallen von Auftragsbestand und Ergänzungserhebung im 
Bauhauptgewerbe sowie der Zusatzerhebung im Ausbaugewerbe wird daher nicht unter-
stützt. Vielmehr sollten hier Stichprobenkonzepte angewendet werden, die eine 
Belastungsreduktion ermöglichen und dennoch eine weiterhin verlässliche 
Datengrundlage garantieren. Entstehende Datenlücken haben auch Konsequenzen für 
Forschung und Wissenschaft, die auf die Datenbestände des Forschungsdatenzentrums 
zurückgreifen. 

Das Vorhaben das System der Unternehmensstatistiken zu reformieren wird ausdrücklich 
unterstützt. Das LSN wird sich an den Testerhebungen aktiv beteiligen. Der Fokus sollte 
jedoch nicht nur auf einer optimierten Datengewinnung und einer Reduktion der 
Statistikbelastung liegen. Wichtig ist auch die Begutachtung der Ergebnisse insbesondere 
mit Hinblick darauf, ob regionale Datenbedarfe weiterhin bedient werden können. 
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